
Thüringer Gesetz über die Vergabe öffentlicher Aufträge (Thüringer Vergabegesetz -
ThürVgG-)  

vom 18. April 2011 
 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 
 

§ 1  
Sachlicher Anwendungsbereich 

 
(1) Dieses Gesetz gilt für die Vergabe öffentlicher Aufträge in Thüringen im Sinne des § 99 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) in der Fassung vom 15. Juli 2005 
(BGBl. I S. 2114; 2009, 3850) in der jeweils geltenden Fassung unabhängig von den 
Schwellenwerten nach § 100 GWB, soweit bei Bauaufträgen ein geschätzter Auftragswert 
von 50 000 Euro (ohne Umsatzsteuer) und bei Liefer- und Dienstleistungsaufträgen ein 
geschätzter Auftragswert von 20 000 Euro (ohne Umsatzsteuer) überschritten wird. Für die 
Schätzung gilt § 3 der Vergabeverordnung in der Fassung vom 11. Februar 2003 (BGBl. I S. 
169) in der jeweils geltenden Fassung. 
 
(2) Bei der Vergabe öffentlicher Aufträge sind unterhalb der Schwellenwerte nach § 100 Abs. 
1 GWB diejenigen Regelungen der Vergabe- und Vertragsordnung für Leistungen (VOL) in 
der Fassung vom 20. November 2009 (BAnz. Nr. 196a vom 29. Dezember 2009) und der 
Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen (VOB) in der Fassung vom 31. Juli 2009 
(BAnz. Nr. 155a vom 15. Oktober 2009) jeweils in der jeweils geltenden Fassung 
anzuwenden, die für die Vergabe von Bau-, Liefer- und Dienstleistungsaufträgen gelten, die 
nicht im Anwendungsbereich des Vierten Teils des Gesetzes gegen Wett-
bewerbsbeschränkungen liegen. Das für Angelegenheiten im öffentlichen Auftragswesen 
zuständige Ministerium kann Grenzen für Auftragswerte festlegen, bis zu deren Erreichen 
eine Auftragsvergabe im Wege einer Beschränkten Ausschreibung oder einer Freihändigen 
Vergabe nach den Vergabe- und Vertragsordnungen zulässig ist.  
 

§ 2 
Persönlicher Anwendungsbereich 

 
(1) Dieses Gesetz gilt für alle staatlichen und kommunalen Auftraggeber, sonstige 
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, für die § 55 der Thüringer 
Landeshaushaltsordnung in der Fassung vom 19. September 2000 (GVBl. S. 282) oder § 31 
der Thüringer Gemeindehaushaltsverordnung vom 26. Januar 1993 (GVBl. S. 181) 
beziehungsweise § 24 der Thüringer Gemeindehaushaltsverordnung Doppik vom 11. 
Dezember 2008 (GVBl. S. 504) jeweils in der jeweils geltenden Fassung gilt. 
Zuwendungsempfänger haben dieses Gesetz zu beachten, soweit sie nach den allgemeinen 
Nebenbestimmungen für Zuwendungen hierzu verpflichtet werden. 
 
(2) Kommunale Auftraggeber im Sinne dieses Gesetzes sind die Gemeinden, die Landkreise, 
die Zweckverbände und die Verwaltungsgemeinschaften.  
 
(3) Für juristische Personen des Privatrechts, die die Voraussetzungen des § 98 Nr. 2 GWB 
erfüllen, gilt Absatz 1 entsprechend. 



§ 3 
Mittelstandsförderung 

 
(1) Die Auftraggeber sind verpflichtet, kleine und mittlere Unternehmen bei Beschränkten 
Ausschreibungen und Freihändigen Vergaben in angemessenem Umfang zur Angebotsabgabe 
aufzufordern. 
 
(2) Unbeschadet der Verpflichtung zur Teilung der Leistungen in Fach- und Teillose nach 
dem Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen, der Vergabe- und Vertragsordnung für 
Leistungen und der Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen ist das 
Vergabeverfahren, soweit nach Art und Umfang der anzubietenden Leistungen möglich, so zu 
wählen und die Verdingungsunterlagen so zu gestalten, dass kleine und mittlere Unternehmen 
am Wettbewerb teilnehmen und beim Zuschlag berücksichtigt werden können.  
 
(3) Staatliche Auftraggeber im Sinne des § 2 Abs. 1 haben die Ausschreibung eines 
öffentlichen Auftrages zusätzlich in elektronischer Form auf der zentralen 
Landesvergabeplattform bekannt zu machen. Sonstige Körperschaften, Anstalten und 
Stiftungen des öffentlichen Rechts im Sinne des § 2 Abs. 1, kommunale Auftraggeber im 
Sinne des § 2 Abs. 2, und juristische Personen im Sinne des § 2 Abs. 3 können die zentrale 
Landesvergabeplattform für ihre Bekanntmachungen von öffentlichen Aufträgen nutzen. 
 

§ 4 
Berücksichtigung ökologischer und sozialer Kriterien im Vergabeverfahren 

 
Ökologische und soziale Belange können auf allen Stufen des Vergabeverfahrens, namentlich 
bei der Definition des Auftragsgegenstands, dessen technischer Spezifikation, der Auswahl 
der Bieter, der Erteilung des Zuschlags und den Bedingungen für die Ausführung des 
Auftrags berücksichtigt werden, wenn sie im sachlichen Zusammenhang mit der 
Auftragsleistung stehen und in der Bekanntmachung oder den Vergabeunterlagen angegeben 
sind.  
 

§ 5  
Definition des Auftragsgegenstands 

 
Bereits bei der Definition des Auftragsgegenstands kann der Auftraggeber ökologische und 
soziale Belange berücksichtigen, soweit nicht haushaltsrechtliche Grundsätze der 
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit, Vorgaben des Umweltrechts oder Unionsrecht, 
insbesondere keine Beeinträchtigung des Marktzugangs für ausländische Bieter 
entgegenstehen.  
 

§ 6  
Technische Spezifikation 

 
(1) Bei der technischen Spezifikation eines Auftrags können Umwelteigenschaften und/oder 
Auswirkungen bestimmter Warengruppen oder Dienstleistungen auf die Umwelt festgelegt 
werden. Hierzu können geeignete Spezifikationen verwendet werden, die in Umweltgütezei-
chen definiert sind, wenn 
1. sie sich zur Definition der Merkmale der Waren oder Dienstleistungen eignen, die 

Gegenstand des Auftrags sind, 
2. die Anforderungen an das Gütezeichen auf der Grundlage von wissenschaftlich 

abgesicherten Informationen ausgearbeitet werden, 



3. die Umweltgütezeichen im Rahmen eines Verfahrens erlassen werden, an dem 
interessierte Stellen und Personen teilnehmen können und  

4. das Gütezeichen für alle Betroffenen zugänglich und verfügbar ist. 
 
(2) Andere geeignete Beweismittel, insbesondere technische Unterlagen der Hersteller oder 
Prüfberichte anerkannter Stellen, sind ebenfalls zulässig. Die technischen Spezifikationen 
dürfen die Öffnung der öffentlichen Beschaffungsmärkte für den Wettbewerb nicht in 
ungerechtfertigter Weise behindern. 
 

§ 7  
Auswahl der Bieter 

 
(1) Vor Erteilung des Zuschlags hat der öffentliche Auftraggeber zu prüfen, ob die Bieter die 
für die Erfüllung der vertraglichen Verpflichtungen erforderliche Fachkunde, 
Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit besitzen.  
 
(2) Den Nachweis seiner Eignung kann der Bieter auch durch eine gültige Bescheinigung 
eines in den Vergabe- und Vertragsordnungen genannten Präqualifizierungsverfahrens führen. 
Das für Angelegenheiten im öffentlichen Auftragswesen zuständige Ministerium kann weitere 
Präqualifizierungsverfahren und besondere Zertifizierungen in den Bereichen Ökologie, 
Chancengleichheit und Nachwuchsförderung durch Richtlinien regeln. 
 
(3) Ausgeschlossen werden kann ein Bieter, der gegen eine arbeitnehmerschützende 
Vorschrift, eine Vorschrift des Umweltrechts oder gegen eine Rechtsvorschrift über 
unrechtmäßige Absprachen bei öffentlichen Aufträgen verstoßen hat, wenn der Verstoß mit 
einem rechtskräftigen Urteil oder einem Beschluss mit gleicher Wirkung geahndet wurde, und 
eine schwere Verfehlung darstellt, die die Zuverlässigkeit des Bewerbers in Frage stellt. 
 
(4) Im Rahmen der zu überprüfenden technischen Fachkunde können mit Ausnahme bei 
Lieferaufträgen Umweltbelange Berücksichtigung finden. Der öffentliche Auftraggeber kann 
mit dem Auftragsgegenstand zusammenhängende und ihm angemessene Anforderungen an 
die technische Leistungsfähigkeit des Bieters aufstellen, die in der Bekanntmachung oder den 
Vergabeunterlagen anzugeben sind. Diese können bei umweltrelevanten öffentlichen Bau- 
und Dienstleistungsaufträgen in der Angabe der Umweltmanagementmaßnahmen bestehen, 
die bei der Ausführung des Auftrags zur Anwendung kommen sollen. Zum Nachweis dafür, 
dass der Bieter bestimmte Normen für das Umweltmanagement erfüllt, kann der Auftraggeber 
die Vorlage von Bescheinigungen unabhängiger Stellen verlangen.  
 
(5) Eco-Management and Audit Scheme (EMAS) ist als europäische Auszeichnung für 
betriebliches Umweltmanagement zum Nachweis der Erfüllung von bestimmten Normen für 
das Umweltmanagement geeignet. Die Eintragung eines Unternehmens in das EMAS-Regis-
ter kann für die Beurteilung der technischen Fachkunde eines Bieters unter folgenden 
Bedingungen herangezogen werden:  
1. die Vergabestellen dürfen nicht auf die Registrierung als solche abstellen, sondern es muss 

ein Bezug zur Ausführung des Auftrags vorhanden sein und  
2. dem EMAS gleichwertige Nachweise für Umweltmanagementmaßnahmen sind 

anzuerkennen. 
 



§ 8 
Erteilung des Zuschlags 

 
Der Zuschlag ist auf das unter Berücksichtigung aller Umstände wirtschaftlichste Angebot zu 
erteilen. Der niedrigste Angebotspreis allein ist nicht entscheidend. Auch bei der Erteilung 
des Zuschlags auf das wirtschaftlichste Angebot können Umweltbelange berücksichtigt wer-
den. Die Berücksichtigung von Umweltkriterien bei der Zuschlagserteilung ist zulässig, wenn 
1. die Umweltkriterien mit dem Auftragsgegenstand zusammenhängen,  
2. die Umweltkriterien im Leistungsverzeichnis oder in der Bekanntmachung des Auftrags 

ausdrücklich genannt sind,  
3. dem Auftraggeber durch die Festlegung des Kriteriums keine uneingeschränkte 

Entscheidungsfreiheit eingeräumt wird und  
4. alle Grundsätze des Unionsrechts, vor allem das Diskriminierungsverbot, gewahrt werden.  
 

§ 9  
Bedingungen für die Ausführung des Auftrags 

 
(1) Der Auftraggeber kann zusätzliche Bedingungen für die Ausführung des Auftrags 
vorschreiben, wenn diese  
1. mit Unionsrecht vereinbar sind, insbesondere keinen diskriminierenden Charakter haben,  
2. in der Bekanntmachung oder in den Vergabeunterlagen angegeben werden,  
3. keine versteckten technischen Spezifikationen, Auswahl- oder Zuschlagskriterien 

darstellen und  
4. alle Bewerber in der Lage sind, diesen Bedingungen nachzukommen, falls sie den 

Zuschlag erhalten.  
 
(2) Unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 kann bei geeigneten umweltbedeutsamen 
Aufträgen, bei denen ein Zusammenhang mit dem Auftragsgegenstand besteht, der 
Auftraggeber einen Nachweis dafür verlangen, dass bestimmte 
Umweltmanagementmaßnahmen bei der Ausführung des Auftrags ergriffen werden.  

 
§ 10 

 Tariftreue und Entgeltgleichheit 
 

(1) Für Bauleistungen und andere Dienstleistungen, die das Arbeitnehmer-Entsendegesetz 
(AEntG) vom 20. April 2009 (BGBl. I S. 799) in der jeweils geltenden Fassung erfasst, dürfen 
öffentliche Aufträge nur an Unternehmen vergeben werden, die sich bei der Angebotsabgabe 
schriftlich verpflichtet haben, ihren Arbeitnehmern bei der Ausführung dieser Leistungen 
Arbeitsbedingungen zu gewähren, die mindestens den Vorgaben desjenigen Tarifvertrags 
entsprechen, an den das Unternehmen aufgrund des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes ge-
bunden ist. Satz 1 gilt entsprechend für Beiträge an eine gemeinsame Einrichtung der 
Tarifvertragsparteien im Sinne des § 5 Nr. 3 AEntG sowie für andere gesetzliche 
Bestimmungen über Mindestentgelte. 
 
(2) Öffentliche Aufträge für Dienstleistungen der allgemein zugänglichen Beförderung von 
Personen im öffentlichen Personennahverkehr dürfen nur an Unternehmen vergeben werden, 
die sich bei der Angebotsabgabe schriftlich verpflichtet haben, ihren Arbeitnehmern bei der 
Ausführung der Leistung mindestens den am Ort der Leistungserbringung für das jeweilige 
Gewerbe geltenden Lohn- und Gehaltstarif zu zahlen. Das für das öffentliche Auftragswesen 
zuständige Ministerium gibt im Einvernehmen mit dem für Tarifrecht zuständigen 
Ministerium und dem für das Verkehrswesen zuständigen Ministerium die geltenden Lohn- 



und Gehaltstarife im Thüringer Staatsanzeiger bekannt. Der öffentliche Auftraggeber kann auf 
die Veröffentlichung der anzuwendenden Tarifentgelte in der Bekanntmachung oder in den 
Ausschreibungsunterlagen hinweisen.  
 
(3) Die Bieter haben bei Angebotsabgabe zu erklären, dass sie bei der Auftragsdurchführung 
ihren Arbeitnehmern bei gleicher oder gleichwertiger Arbeit gleiches Entgelt zahlen.  
 

§ 11  
ILO - Kernarbeitsnormen 

 
(1) Bei der Vergabe von Bau-, Liefer- oder Dienstleistungen sollen keine Waren Gegenstand 
der Leistung sein, die unter Missachtung der in den Kernarbeitsnormen der Internationalen 
Arbeitsorganisation (ILO) festgelegten Mindeststandards gewonnen oder hergestellt worden 
sind. Diese Mindeststandards ergeben sich aus: 
1. dem Übereinkommen Nr. 29 über Zwangs- oder Pflichtarbeit vom 28. Juni 1930 (BGBl. 

1956 II S. 640 -641-), 
2. dem Übereinkommen Nr. 87 über die Vereinigungsfreiheit und den Schutz des 

Vereinigungsrechtes vom 9. Juli 1948 (BGBl. 1956 II S. 2072 -2073-), 
3. dem Übereinkommen Nr. 98 über die Anwendung der Grundsätze des 

Vereinigungsrechtes und des Rechtes zu Kollektivverhandlungen vom 1. Juli 1949 (BGBl. 
1955 II S. 1122 -1123-), 

4. dem Übereinkommen Nr. 100 über die Gleichheit des Entgelts männlicher und weiblicher 
Arbeitskräfte für gleichwertige Arbeit vom 29. Juni 1951 (BGBl. 1956 II S. 23 -24-), 

5. dem Übereinkommen Nr. 105 über die Abschaffung der Zwangsarbeit vom 25. Juni 1957 
(BGBl. 1959 II S. 441-442-), 

6. dem Übereinkommen Nr. 111 über die Diskriminierung in Beschäftigung und Beruf vom 
25. Juni 1958 (BGBl. 1961 II S. 97 -98-), 

7. dem Übereinkommen Nr. 138 über das Mindestalter für die Zulassung zur Beschäftigung 
vom 26. Juni 1973 (BGBl. 1976 II S. 201 -202-), 

8. dem Übereinkommen Nr. 182 über das Verbot und unverzügliche Maßnahmen zur 
Beseitigung der schlimmsten Formen der Kinderarbeit vom 17. Juni 1999 (BGBl. 2001 II 
S. 1290 -1291-)  

jeweils in der jeweils geltenden Fassung. 
 
(2) Aufträge über Lieferleistungen dürfen nur an solche Auftragnehmer vergeben werden, die 
sich bei Angebotsabgabe schriftlich verpflichtet haben, den Auftrag gemäß der 
Leistungsbeschreibung ausschließlich mit Waren auszuführen, die nachweislich oder gemäß 
einer entsprechenden Zusicherung unter Beachtung der ILO-Kernarbeitsnormen nach Absatz 
1 gewonnen oder hergestellt worden sind. Hierzu sind von den Bietern entsprechende 
Nachweise oder Erklärungen zu verlangen. Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend für Waren, 
die im Rahmen der Erbringung von Bau- oder Dienstleistungen verwendet werden. 
 

§ 12  
Nachunternehmereinsatz 

 
(1) Der Auftragnehmer darf Bau- und Dienstleistungen nur auf Nachunternehmer übertragen, 
wenn der Auftraggeber im Einzelfall schriftlich zugestimmt hat. Die Zustimmung ist nicht 
notwendig bei Leistungen, auf die der Betrieb des Auftragnehmers nicht eingestellt ist. Die 
Bieter haben bereits bei Abgabe ihres Angebots ein Verzeichnis der 
Nachunternehmerleistungen vorzulegen. 
 



(2) Soweit Leistungen nach Absatz 1 auf Nachunternehmer übertragen werden, hat sich der 
Auftragnehmer auch zu verpflichten, den Nachunternehmern die für Auftragnehmer geltenden 
Pflichten der Absätze 3 und 4 sowie der §§ 10, 11 und 17 Abs. 2 aufzuerlegen und die Be-
achtung dieser Pflichten durch die Nachunternehmer zu kontrollieren.  
 
(3) Die nachträgliche Einschaltung oder der Wechsel eines Nachunternehmers bedarf der 
Zustimmung des öffentlichen Auftraggebers; Absatz 1 Satz 2 und § 15 Abs. 2 gelten 
entsprechend. Die Zustimmung darf nur wegen mangelnder Fachkunde, Zuverlässigkeit oder 
Leistungsfähigkeit des Nachunternehmers sowie wegen Nichterfüllung der Nachweispflicht 
nach § 15 Abs. 2 versagt werden.  
 
(4) Die Auftragnehmer sind für den Fall der Weitergabe von Leistungen an Nachunternehmer 
vertraglich zu verpflichten,  
1. bevorzugt kleine und mittlere Unternehmen zu beteiligen, soweit es mit der 

vertragsgemäßen Ausführung des Auftrags zu vereinbaren ist,  
2. Nachunternehmer davon in Kenntnis zu setzen, dass es sich um einen öffentlichen Auftrag 

handelt,  
3. bei der Weitergabe von Bauleistungen an Nachunternehmer die Allgemeinen 

Vertragsbedingungen für die Ausführung von Bauleistungen der Vergabe-und 
Vertragsordnung für Bauleistungen (VOB/B), bei der Weitergabe von Dienstleistungen 
die Allgemeinen Vertragsbedingungen für die Ausführung von Leistungen der Vergabe- 
und Vertragsordnung für Leistungen (VOL/B) zum Vertragsbestandteil zu machen und  

4. den Nachunternehmern keine, insbesondere hinsichtlich der Zahlungsweise, 
ungünstigeren Bedingungen aufzuerlegen, als zwischen dem Auftragnehmer und dem 
öffentlichen Auftraggeber vereinbart sind.  
 

§ 13  
Berufliche Erstausbildung, Berücksichtigung von Maßnahmen zur Förderung der 

Chancengleichheit von Frauen und Männern 
 

(1) Die Entscheidung über den Zuschlag auf ein Angebot kann berücksichtigen, ob und 
inwieweit eine angemessene Beteiligung der Bieter an der beruflichen Erstausbildung erfolgt 
oder Maßnahmen zur Förderung der Chancengleichheit von Frauen und Männern im Beruf 
durchgeführt werden.  
 
(2) Dabei kann unbeschadet des Rechts der Europäischen Union und der nach anderem Recht 
vorausgehenden Wertungskriterien bei sonst gleichwertigen Angeboten das Angebot des 
Bieters bevorzugt werden, der gemessen an seiner Betriebsstruktur sich mehr als ein anderer 
Bieter mit gleichwertigem Angebot an der beruflichen Erstausbildung beteiligt oder 
Maßnahmen zur Förderung der Chancengleichheit von Frauen und Männern im Beruf 
durchführt. Die Anforderungen sind in der Bekanntmachung oder in den Vergabeunterlagen 
anzugeben.  
 
(3) Die Bevorzugung eines Bieters bei der Zuschlagserteilung nach Absatz 1 und 2 kommt 
nur dann in Betracht, wenn die Bieter der gleichwertigen Angebote 25 Arbeitnehmer oder 
mehr, ausschließlich der zu ihrer Berufsbildung Beschäftigten, beschäftigen.  



 
§ 14  

Wertung unangemessen niedriger Angebote 
 

(1) Der Auftraggeber hat ungewöhnlich niedrige Angebote, auf die der Zuschlag erfolgen soll, 
zu überprüfen. Dies gilt unabhängig von der nach Teil A der Vergabe- und Vertragsordnung 
für Bauleistungen und Teil A der Vergabe- und Vertragsordnung für Leistungen vorge-
gebenen Prüfung unangemessen niedrig erscheinender Angebote.  
 
(2) Weicht ein Angebot für die Erbringung von Bau-oder Dienstleistungen, auf das der 
Zuschlag erteilt werden könnte, um mindestens zehn vom Hundert vom nächsthöheren 
Angebot ab, so hat der Auftraggeber die Kalkulation des Angebots zu überprüfen. Im Rahmen 
dieser Überprüfung ist der Bieter verpflichtet, die ordnungsgemäße Kalkulation 
nachzuweisen. Kommt der Bieter dieser Verpflichtung auch nach Aufforderung des 
Auftraggebers nicht nach, so ist er vom weiteren Vergabeverfahren auszuschließen. 
 

§ 15  
Wertungsausschluss 

 
(1) Hat der Bieter  
1. aktuelle Nachweise über die vollständige Entrichtung von Steuern und 

Sozialversicherungsbeiträgen,  
2. eine Erklärung nach den §§ 10 und 11 oder  
3. sonstige Nachweise oder Erklärungen  
nicht zum geforderten Zeitpunkt vorgelegt, entscheidet die Vergabestelle auf der Grundlage 
der Bestimmungen der Vergabe- und Vertragsordnung für Leistungen und der Vergabe- und 
Vertragsordnung für Bauleistungen, ob das Angebot von der Wertung ausgeschlossen wird. 
Fremdsprachige Bescheinigungen oder Erklärungen sind nur zu berücksichtigen, wenn sie mit 
einer Übersetzung in die deutsche Sprache vorgelegt worden sind.  
 
(2) Soll die Ausführung eines Teils des Auftrags über die Erbringung von Bauleistungen oder 
Dienstleistungen einem Nachunternehmer übertragen werden, so sind vor der 
Auftragserteilung auch die auf den Nachunternehmer lautenden Nachweise und Erklärungen 
nach Absatz 1 vorzulegen. Soweit eine Benennung von Nachunternehmern nach 
Auftragserteilung zulässig ist, sind die erforderlichen Nachweise und Erklärungen nach 
Absatz 1 bei der Benennung vorzulegen. 
 

§ 16 
 Sicherheitsleistung bei Bauleistungen 

 
(1) Für die vertragsgemäße Erfüllung von Bauleistungen sollen bei Öffentlicher 
Ausschreibung und Offenem Verfahren ab einer Auftragssumme von 250 000 Euro (ohne 
Umsatzsteuer) Sicherheitsleistungen verlangt werden. Bei Beschränkter Ausschreibung, 
Beschränkter Ausschreibung nach Öffentlichem Teilnahmewettbewerb, Freihändiger 
Vergabe, Nichtoffenem Verfahren und Verhandlungsverfahren sollen Sicherheitsleistungen in 
der Regel nicht verlangt werden.  
 
(2) Für die Erfüllung der Mängelansprüche sollen Sicherheitsleistungen in der Regel ab einer 
Auftragssumme oder Abrechnungssumme von 250 000 Euro (ohne Umsatzsteuer) verlangt 
werden.  
 



§ 17 
 Kontrollen 

 
(1) Der Auftraggeber kann Kontrollen durchführen, um die Einhaltung der dem 
Auftragnehmer aufgrund dieses Gesetzes auferlegten Verpflichtungen zu überprüfen. Der 
Auftraggeber hat zu diesem Zweck mit dem Auftragnehmer vertraglich zu vereinbaren, dass 
ihm auf Verlangen die Entgeltabrechnungen des Auftragnehmers und der Nachunternehmer 
sowie die Unterlagen über die Abführung von Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen nach 
§ 15 Abs. 1 Nr. 1 und die zwischen Auftragnehmer und Nachunternehmer abgeschlossenen 
Werkverträge vorgelegt werden. Die Bestimmungen des Thüringer Datenschutzgesetzes 
(ThürDSG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. Oktober 2001 (GVBl. S. 276), in 
der jeweils geltenden Fassung, sind im Umgang mit personenbezogenen Daten zu beachten. 
Der Auftragnehmer hat seine Beschäftigten auf die Möglichkeit solcher Kontrollen 
hinzuweisen. 
 
(2) Der Auftragnehmer und seine Nachunternehmer haben vollständige und prüffähige 
Unterlagen nach Absatz 1 über die eingesetzten Beschäftigten bereitzuhalten. 
 

§ 18 
 Sanktionen 

 
(1) Um die Einhaltung der Verpflichtungen nach den §§ 10 bis 12 und 17 Abs. 2 zu sichern, 
ist zwischen dem Auftraggeber und dem Auftragnehmer für jeden schuldhaften Verstoß 
regelmäßig eine Vertragsstrafe von bis zu fünf von Hundert des Auftragswerts zu vereinbaren. 
Der Auftragnehmer ist zur Zahlung einer Vertragsstrafe nach Satz 1 auch für den Fall zu 
verpflichten, dass der Verstoß durch einen von ihm eingesetzten Nachunternehmer oder einen 
von diesem eingesetzten Nachunternehmer begangen wird, es sei denn, dass der 
Auftragnehmer den Verstoß weder kannte noch kennen musste.  
 
(2) Der Auftraggeber hat mit dem Auftragnehmer zu vereinbaren, dass die schuldhafte 
Nichterfüllung der aus den §§ 10 und 11 resultierenden Anforderungen durch den 
Auftragnehmer oder seine Nachunternehmer sowie schuldhafte Verstöße gegen die 
Verpflichtungen der §§ 12 und 17 Abs. 2 den Auftraggeber zur fristlosen Kündigung des 
Vertrags berechtigen. 
 
(3) Hat der Auftragnehmer, ein Bewerber oder Bieter gegen die sich aus den §§ 10 bis 12 und 
17 Abs. 2 ergebenden Verpflichtungen verstoßen, soll jeweils der Auftraggeber dieses 
Unternehmen von der öffentlichen Auftragsvergabe für die Dauer von bis zu drei Jahren aus-
schließen. Satz 1 gilt auch für Nachunternehmer. Vor dem Ausschluss ist dem Unternehmen 
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Ein ausgeschlossenes Unternehmen ist auf dessen 
Antrag allgemein oder teilweise wieder zuzulassen, wenn der Grund des Ausschlusses weg-
gefallen ist und mindestens sechs Monate der Sperre abgelaufen sind. 
 
(4) Maßnahmen nach den Absätzen 1 bis 3 bleiben von der Geltendmachung einer 
Vertragsstrafe aus anderem Grunde sowie von der Geltendmachung sonstiger Ansprüche 
unberührt.  



§ 19  
Information der Bieter, Nachprüfung des Vergabeverfahrens unterhalb der Schwellenwerte 

 
(1) Unterhalb der Schwellenwerte nach § 100 GWB informiert der Auftraggeber die Bieter, 
deren Angebote nicht berücksichtigt werden sollen, über den Namen des Bieters, dessen 
Angebot angenommen werden soll, und über die Gründe der vorgesehenen Nichtberücksich-
tigung ihres Angebotes. Er gibt die Information schriftlich spätestens sieben Kalendertage vor 
dem Vertragsabschluss ab.  
 
(2) Beanstandet ein Bieter vor Ablauf der Frist schriftlich beim Auftraggeber die 
Nichteinhaltung der Vergabevorschriften und hilft der Auftraggeber der Beanstandung nicht 
ab, ist die Nachprüfungsbehörde durch Übersendung der vollständigen Vergabeakten zu 
unterrichten. Der Zuschlag darf in dem Fall nur erteilt werden, wenn die 
Nachprüfungsbehörde nicht innerhalb von 14 Kalendertagen nach Unterrichtung das 
Vergabeverfahren mit Gründen beanstandet; andernfalls hat der Auftraggeber die Auffassung 
der Nachprüfungsbehörde zu beachten. Die Frist beginnt am Tag nach dem Eingang der 
Unterrichtung. Ein Anspruch des Bieters auf Tätigwerden der Nachprüfungsbehörde besteht 
nicht.  
 
(3) Nachprüfungsbehörde ist die beim Landesverwaltungsamt nach § 2 Abs. 1 der Thüringer 
Vergabekammerverordnung (ThürVkVO) vom 10. Juni 1999 (GVBl. S. 417), in der jeweils 
geltenden Fassung, eingerichtete Vergabekammer. § 2 Abs. 2 und Abs. 3 ThürVk-VO gelten 
nicht.  
 
(4) Die Absätze 1 und 2 finden keine Anwendung, wenn der voraussichtliche 
Gesamtauftragswert bei Bauleistungen 150 000 Euro (ohne Umsatzsteuer), bei Leistungen 
und Lieferungen 50 000 Euro (ohne Umsatzsteuer) nicht übersteigt. 
 
(5) Für Amtshandlungen der Nachprüfungsbehörde werden Kosten (Gebühren und Auslagen) 
zur Deckung des Verwaltungsaufwandes erhoben. Das Thüringer Verwaltungskostengesetz 
(ThürVwKostG) vom 23. September 2005 (GVBl. S. 325) in der jeweils geltenden Fassung, 
findet Anwendung. Die Höhe der Gebühren bestimmt sich nach dem personellen und 
sachlichen Aufwand der Nachprüfungsbehörde unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen 
Bedeutung des Gegenstands der Nachprüfung. Die Gebühr beträgt mindestens 100 Euro, soll 
aber den Betrag von 1 000 Euro nicht überschreiten. Ergibt die Nachprüfung, dass ein Bieter 
zu Recht das Vergabeverfahren beanstandet hat, sind keine Kosten zu seinen Lasten zu 
erheben.  
 

§ 20 
Evaluierung 

 
Dieses Gesetz wird fünf Jahre nach Inkrafttreten einer Evaluierung unterzogen. 
 

§ 21 
Gleichstellungsbestimmung 

 
Status- und Funktionsbezeichnungen in diesem Gesetz gelten jeweils in männlicher und 
weiblicher Form.  



 
§ 22  

Übergangsregelung 
 

Zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes bereits begonnene Vergabeverfahren 
werden nach dem bisherigen Recht fortgesetzt und abgeschlossen. 
 

§ 23 
Inkrafttreten 

 
Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf die Verkündung folgenden ersten Kalendermonats 
in Kraft.* 
 
 
 
 
Erfurt, den 18. April 2011 
Die Präsidentin des Landtags 
Birgit Dietzel 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
________________________ 
 
* Das Thüringer Vergabegesetz ist am 1. Mai 2011 in Kraft getreten. 


